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Pastoralrat fordert neue Woh-
nungspolitik

In einer am 24.4.1989 im LW ver-
öffentlichten (warum nur dort?)

Resolution drückt der Pastoralrat der
Diözese Luxemburg sein Bedauern
aus über den akuten Mangel an Woh-
nungen, insbesondere an Wohnungen
zu erschwinglichen Mietpreisen. Er
greift damit ein Thema auf, das anläß-
lich des UNO-Jahres der Obdachlo-
sen schon mal für Schlagzeilen
gesorgt hatte (vgl. forum, Nr.
101/Febr. 1988), dessen Lösung
bislang aber keine Regierung ernst-
haft angefaßt hat. Unseres Wissens
hat allein die hauptstädtische Sektion
der LSAP konkrete Vorschläge auf
den Tisch gelegt, wie dem Problem
der Wohnungsnot beizukommen sei
(vgl. ihre Broschüre unter dem Titel
"Wohnen ist ein Menschenrecht" von
Dezember 1988). Der Pastoralrat
wehrt sich gegen die in gewissen ka-
tholischen Kreisen verbreitete
Tendenz, Ein-Eltern-Familien, die in
großer Zahl von der Wohnungsnot
betroffen sind, nicht zu Hilfe zu
kommen, weil ihre Lage wegen ange-
blich unmoralischen Benehmens
selbstverschuldet sei. Weil mit einer
Entspannung auf dem Wohnungs-
markt nicht in absehbarer Zeit zu
rechnen ist - es sei denn verschiedene
europäische Institutionen verlassen
tatsächlich Luxemburg - und somit
auch ein Sinken der nicht nur für
Kleinverdiener unerschwinglichen
Mietwohnungen nicht in Aussicht
steht, greift der Pastoralrat den Vor-
schlag auf, eine finanzielle Woh-
nungsbeihilfe einzuführen, um vor
allem kinderreichen Familien - die
der Staat doch aus demographischen
Gründen fördern mü$te - bei der
Suche nach einer Mietwohnung zu
helfen. Außerdem fordert er verstärk-
te Programme zum sozialen Woh-
nungsbau, betont dabei auch die Not-
wendigkeit der Sozialarbeit in
solchen Wohnvierteln, vergißt aber
den Akzent auf den Bau von sozialen
Mietwohnungen zu legen. (Deren zu
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großer Anteil soll dem Vernehmen
nach eine der Hauptursachen sein,
warum der staatliche "Fond de Loge-
ment à coût modéré" noch immer
kein grünes Licht vom hauptstädti-
schen Schöffenrat erhielt für sein
Wohnungsbauprojekt in Gasperich.)
Schließlich will der Pastoralrat auch
die unmoralischen Praktiken der
Wohnungsmakler und Immobilien-
händler - eine der wenigen Berufs-
gruppen in Luxemburg, für die keine
schulischen oder moralischen, nicht
einmal finanzielle Voraussetzungen
zu erfüllen sind - dadurch unterlau-
fen, daß er die Schaffung von ge-
meindeeigenen Behörden zur Ver-
mittlung von Wohnungen fordert.
Nicht zu Unrecht verlangt der Pasto-
ralrat am Schluß auch eine Verbesse-
rung der öffentlichen Transportmittel
zwischen den peripheren Wohnsied-
lungen - wo die Preise vielleicht noch
etwas niedriger sind - und den
Arbeits- und Geschäftszentren, da
gerade auch die Transportkosten das
Budget der armen Familien schwer
belasten. Umsonst warteten die Chri-
sten auf glaubwürdige Antworten der
Parteien im vergangenen Wahl-
kampf.	 mp

Frauen-Bischof stellt konkrete
Forderungen

er Beauftragte der Bundesdeut-
schen Bischofskonferenz für

Frauenfragen, Weihbischof Ernst
Gutting aus Speyer, fordert die 25-
Stunden-Woche und ein garantiertes
Grundeinkommen für jedermann und
jederfrau. Er verlangt die Umschich-
tung von Arbeit und Arbeitsverdienst
durch "Kürzungen der Männer-Ge-
hälter" und des Verteidigungshaus-
haltes sowie endlich die angemesse-
ne Honorierung der Leistungen im
Erziehungs- und Sozialbereich. Die
25-Stunden-Woche bilde die Chance,
daß sich Männer und Frauen zu glei-
chen Teilen an der Erwerbsarbeit und
an der Kindererziehung beteiligen
könnten. Ein solcher Umbau sei prak-
tisch möglich und deshalb keine

laddebeee
will

--ist unstciribar
—man merkt Seine LJirkun9

(oft erst später)

—verändert thenschen

— bringt auch (Inr.'ht.

Utopie. Es müsse sowohl im Staat als
auch in der Kirche endlich mit "über-
lieferten Vorurteilen gegenüber
Frauen gebrochen und endlich damit
Schluß gemacht werden, die Frau nur
auf die Funktion der Mutter zu be-
schränken". Folgerichtig verschont
der Bischof seine Kirche nicht mit
Kritik. Er kritisiert ihre Weigerung,
über die Zulassung der Frauen zum
Priesteramt zu diskutieren.

Alfons Mertens,
in: Publik-Forum, Nr. 10, 19.5.1989

Goodyear zieht sich aus Süd-
afrika zurück

Nach der Mobil Corp., die Ende
April 1989 ihre Installationen in

Südafrika verkaufte, war Anfang Juni
der Reifengigant "Goodyear" der
zweitgrößte Konzern , der seine Nie-
derlassungen im Lande der Apartheid
aufgab. Insgesamt war es die 96. US-
Firma, die diesen Schritt unternahm.
Dieses "Desinvest" ist auf die finan-
ziellen Strafen zurückzuführen, die
von der US-Administration verhängt
werden (Verdopplung der Steuern
auf dem Gewinn) gegen Firmen, die
durch ihre Investitionen das weiße
Minderheitsregime in Südafrika
stützen. In Luxemburg etablierte
Banken dürfen weiterhin mit südafri-
kanischem Gold und Krüger-Rand
Handel treiben, ohne Sanktionen be-
fürchten zu müssen.

m.p./Le Monde, 9.6.1989

Staatssekretär R. Goebbels ver-
langt Schuldentilgung

In seiner Rede, die er am 1.6.1989
vor dem Ministerrat der OECD in

Paris gehalten hat, verlangte Staatsse-
kretär R. Goebbels (LSAP) die
Tilgung der Schulden der ärmsten
Länder der 3. Welt. Er begrüßte die
Entscheidung von Staatspräsident F.
Mitterand, der 35 afrikanischen
Staaten die öffentliche Schuld nach-
gelassen hat. Eine Situation, in der die
Schuldendienste der lateinamerikani-
schen Staaten 41% ihrer Exporterlö-
se ausmachen (1988), sei nicht mehr
haltbar, da sie jede Anstrengung zum
wirtschaftlichen Aufschwung und
zur sozialen Verbesserung von vorne
herein zum Scheitern verurteile. Die
zahllosen Investitionshilfen hätten
nicht zu einem Wirtschaftswachstum
geführt sondern zu einem Nettores-
sourcentransfert aus den Schuldner-
ländern zu den Kreditgebern, der
höher liege als die Leistungen des
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„Nein, Oliver, der Heilige Geist ist nicht dasselbe wie die Radioaktivität."
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Marshall-Plans! Jede Zinserhöhung in
New York, jede Aufwärtsbewegung
des Dollarkurses, und seien sie noch
so gering, erhöhe die Schuldenlast der
3. Welt um Milliardenbeträge. Die so-
zialen Unruhen (in Argentinien oder
Venezuela) seien nur eine logische
Folge; die Gefahren für die Demokra-
tie in diesen Staaten seien unverkenn-
bar. R. Goebbels bekundete das Inter-
esse seiner Regierung am Umschul-
dungsplan des US-Finanzministers
Nicholas Brady und versprach eine
wohlwollende Aufnahme weiterer
Kapitalerhöhungen der Weltbank
bzw. des Internationalen Währungs-
fonds. Gleichzeitig warnte er diese
beiden Finanzinstitutionen vor Kre-
ditbedingungen für die Schuldnerlän-
der, die sozial unverantwortbar seien.
Er wies darauf hin, daß Luxemburg in
den letzten 5 Jahren die Entwicklungs-
hilfeausgaben verdoppelt habe. Bei
einem Rundtischgespräch der ASTM
(8.6.1989) gab er zu, daß der Betrag
trotzdem immer noch erst 0.2% des
Bruttoinlandproduktes ausmache,
statt der versprochenen 0.7%. Dies
entschuldigte er damit, daß das Wirt-
schaftswachstum der letzten Jahre ge-
radezu explosionsartig gewesen sei
und daher die Ausgaben nicht entspre-
chend schnell erhöht werden konnten.
Die Luxemburger Regierung ist in der
Tat in dieser Hinsicht in Argumenta-
tionsnot geraten, weil auch ein Gut-
achten der Weltbank die luxemburgi-
schen Entwicklungshilfeausgaben als
zu gering im Vergleich zum Reichtum
des Landes bezeichnet hat. Bei der In-
ternationalen Währungskonferenz,
die Anfang Juni in Madrid stattgefun-
den hat, lud US-Finanzminister Brady
auch die Privatbanken ein, über einen
Schuldenerlaß zugunsten der 3. Welt
nachzudenken. Laut "Le Monde"
(8.6.1989) konnten die Banken
diesem Gedanken keine positive Seite
abgewinnen. Auch Staatssekretär R.
Goebbels befürwortete bei der
ASTM-Wahlveranstaltung das
Prinzip eines Schuldenerlasses durch
die Privatbanken, ohne allerdings mit
konkreten Vorschlägen aufzuwarten.
Auf den Vorschlag des KPL-Kandida-
ten Guy Foetz, die Provisionen,
welche die Luxemburger Banken
steuerfrei für Risikodarlehen zurück-
legen müssen (vgl. dazu "Luxemburg
im IWF" in: "forum", Nr. 105/Okt.
1988), mit einer Steuer von 0.5% zu
belegen, wollte Goebbels nicht einge-
hen. Das Risikokapital stammt haupt-
sächlich aus Darlehen an Staaten der
Dritten Welt. Da die Provisionen auf
rund 280-300 Milliarden Franken gc-

schätzt werden, käme der Entwick-
lungshilfe ein schöner Batzen Geld
zugute. Goebbels fand es normal, daß
die Banken hohe Gewinne machen.
Ob das in jener Höhe sein muß, wie sie
in den Geschäftsberichten der
Banken, die in diesen Wochen zur
Veröffentlichung gelangen, nachzule-
sen ist, sagte der Staatssekretär nicht.
Er dementierte auch - ohne Quellen-
angabe -, daß auf Luxemburger Bank-
konten nennenswerte Beträge von
Fluchtkapital aus der 3. Welt in Si-
cherheit gebracht wurden.	 m.p.

Wenn 87,5% einer Klasse nach
Belgien gehen

S eit langen Jahren gibt es in der
Hauptstadt sogenannte "classes de

transition", die zum Komplementar-
unterricht gehören und dazu dienen
begabte Schülerinnen und Schüler aus
den Auffangklassen (classes
d'accueil) für Fremdarbeiterkinder
auf weiterführende Sekundarstudien
vorzubereiten.

Da es sich bei den betreffenden
Schülern fast ausschliesslich um
solche mit neolateinischer Mutter-
sprache handelt und es sich obendrein
herausgestellt hat, dass der Besuch
eines klassischen oder auch nur tech-
nischen Lyzeums hierzulande immer
wieder zu Misserfolgen führte, kam
immer stärker die Tendez auf, die für
diese Kinder unüberbrückbare Spra-
chenbarriere im luxemburgischen
postprimären Unterricht zu umgehen
und sie in einer Sekundarschule im na-
hegelegenen Arlon einzuschulen.

Wie sich dieser Weg gelohnt hat,
kann man daran illustrieren, dass es in-
zwischen hierzulande tätige Aerzte
und Ingenieure gibt, welche ihn mit
Erfolg eingeschlagen haben.

(...) Die betroffenen Schüler, Eltern
und Lehrer jedenfalls haben aus den
guten Erfahrungen gelernt: von den 24
Schülerinnen und Schülern, die dieses
Jahr die beiden classes de transition in
Merl besuchen, werden deren 21 den
Weg über Belgien einschlagen. Das
sind nicht weniger als 87,5%!

Edy Kirsch
SEW Info 3/89

Luxemburg und das Ozonloch

Die Ozonschicht ist durch FCKWs
Di
und andere Chemikalien stark gefähr-
det. Auch unsere Politiker scheinen
dies erkannt zu haben und haben vor
kurzem ein sogenanntes "Spraydosen-

Gesetz" im Parlament verabschiedet.
Dieses Gesetz verbietet den Einsatz
von FCKW als Treibmittel in Spray-
dosen. Bis Ende 1990 soll dem Gesetz
zufolge der Import und die Herstel-
lung, sowie der Verkauf und Ver-
brauch verboten werden. Desweiteren
liegen Projekte vor, die in nicht mehr
gebrauchten Kühlschränken als Kühl-
flüssigkeit eingesetzten FCKWs zu
rezykl ieren.

Die Umweltkommission des Lu-
xemburger Parlamentes gibt folgende
Emissionszahlen für 1988 an: insge-
sarnt410 t, wovon 214 t auf die Tyvek-
Produktion bei DUPONT DE
NEMOURS und 196 t auf alle anderen
Emittenten (Spraydosen, die Firmen
ELCO und ELECTROLUX u.a.m.)
fallen.

Was bewirken diese Maßnahmen
der Regierung für 1989?
1. Die 214 t von Dupont de Nemours

wurden innerhalb von 6 Monaten
emittiert. Da das Tyvek-Werk erst seit
Mitte Juli produziert muß man für
1989 mit einer Emission von minde-
stens 380-400 t FCKW rechnen.
2. Das Spraydosen-Gesetz betrifft

ausschließlich Behälter mit weniger
als einem Liter Fassungsvermögen.
Der industrielle Verbrauch (Elco,
Electrolux) ist folglich durch diese
Regelung nicht betroffen.

3. Aus einem alten Kühlschrank
können 100-150 gr FCKW wiederge-
wonnen werden.

Hieraus ergeben sich folgende Emis-
sionen für 1989 (geschätzt): Dupont
de Nemours: 67%; sämtliche andere
Emittenten: 33 %, die sich verteilen
auf (der Größenordnung nach aufgeli-
stet) Elco/Electrolux, Spraydosen,
alte Kühlschränke, sonstiges

Die von der Regierung getroffenen
Maßnahmen betreffen bestenfalls 15-
20% der Emissionen und richten sich
vor allem an den Verbraucher.

Kéisécker info no 5/1989

Musik in der Schule

I m Journal wurde am 9. Mai eine
Stellungnahme der "Internationalen

Arbeitsgemeinschaft Musikpädago-
gik für die südlichen Ländern
Europas" abgedruckt, in der dieses
Fachgremiums anläßlichs einer
Tagung in Südtiraol zur geplanten
Reform des Luxemburger Sekundar-
unterrichts stellungnimmt. Hier einige
Auszüge:
"Während in Österreich, der

Schweiz und in den meisten Ländern
der Bundesrepublik Deustschland das
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Fach Musikerziehung an den höheren
Schulen (Sekundarschulen) einen be-
deutenden Stellenwert hat, erfuhren
die Unterzeichneten der ArGe Süd
mit Betroffenheit, daß dieses Schul-
fach in Luxemburg auf das Existenz-
minimum zurückgesetzt erscheint

 in der Schule ist kein Luxus,
den sich ein land leistet; das Schul-
fach Musik dürfte in Luxemburg in
seiner persönlichkietsbildenden, an-
thropologischen und ästhetischen Be-
deutung für die Entwicklung des
jungen Menschen in unserer Zeit
noch nicht erkannt worden sein, sonst
wäre es nicht möglich, daß die Musi-
kerzeihung nach Einblick in die Lehr-
pläne ein derartiges Hungerdasein
wird fristen müssen."

Journal 9.5.1989

Stoppt de Bagger

Im Info géint weider Zerstéieren
vun aalen Häiser an der Stad 1/89

des Vereins "Stoppt de Bagger"
werden die wichtigsten Auszüge aus
dem Vortrag von Volkmar Eidloh,
Denkmalpfleger aus Bamberg, den
dieser anläßlich einer Veranstaltung
am Rande der Austeilung über Stadt-
grund gehalten hat, veröffentlicht.
Sein Thema: Baudenkmäler und ihre
Nutzung - ein Grundproblem der
Denkmalpflege. Weiter finden wir
die üblichen Nachrichten von der Ab-
rißszene, mal positiv: die Villa Clivio
ist endlich unter Denkmalschutz ge-
stellt, meist aber negativ: gleich eine
Reihe Nachbarhäuser sind einem
Neubauprojekt der
Staatssparkasse zum Opfer gefallen.
Weiter lesen wir: "Die Klassie-

rungs-Prozedur beim Pale-Nord
Gebäude war eigentlich schon abge-
schlossen, aber irgendein findiger
Rechtsanwalt hat ein  Haar in der
Suppe entdeckt. Da ministerielle Ent-
scheidungen, wie zum Beisoiel die
Klassierung eines Hauses als
Denkmal, erst nach einer gewissen
Frist in Kraft treten, versucht der der-
zeitig Besitzer den Entscheid des Mi-
nistes vor dem Staatsrat aufheben zu"
lassen.

Bezug des "Bagger-Stoppers" nur im
Abonnement durch Überweisung von
200 Franken auf das CCP 91163-80

(Mindestens 4 Nummern pro Jahr)

La publicité télévisée néfaste
pour l'alimentation des enfants

Une étude de médecins de Nancy,
qui a porté sur 509 familles de

deux régions mosellanes, 257 en zone

urbanisée et 252 en zone rurale, est
formelle: 97,5% des enfants regar-
dent la télévision tous les jours ou
presque. Ils y passent en moyenne 2
h 40 les jours de classe et 5 h les au-
tres jours. La moyenne d'écoute heb-
domadaire est de 25 heures, alors que
les parents l'estiment à 18 heures seu-
lement. Les jeunes Français en sont
donc aujourd'hui au même stade que
les jeunes Américains il y a 5 ans. Or,
selon les médecins, cette habitude en-
traîne une augmentation du grigno-
tage. Les jeunes spectateurs sont inci-
tés à consommer les produits objets
de la publicité et diminuent d'autant
leur alimentation normale aux heures
de repas. La pression sur leurs parents
visant à les faire acheter les produits
vantés par la publicité télévisée aug-
mente. Les enfants connaissent par-
faitement les publicités pour produits

alimentaires: 74% d'entre eux en ci-
tent au moins un et 75% les consom-
ment de façon habituelle. 63% des en-
fants sont capables de citer au moins
un produit "pauvre en calories". Plus
les enfants regardent la télévision,
plus ils deviennent consommateurs
de ce genre de produits. "Ce condi-
tionnement social par les médias pour
pousser à l'achat et à la consomma-
tion par les enfants de produits qui ne
sont pas utiles ou indispensables à
leur santé aboutit en clair à une vicia-
tion ou à un déséquilibre du compor-
tement alimentaire des enfants, esti-
ment les auteurs de l'étude. Il est fa-
cile d'en imaginer les conséquences à
distance telles qu'on les constate dé-
jà aux Etats-Unis: obésité, maladies
dégénératives, troubles cardio-vascu-
laires."	 m.p./Le Monde, 16.6.1989
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